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Antrag der Redaktionskommission* 14. Dezember 2015

5095 c
Einführungsgesetz
zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht
(Änderung vom . . . . . . . . . . . .; Entschädigung von Ärztinnen 
und Ärzten; Anpassungen gestützt auf übergeordnetes Recht)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 21. Mai
2014 und der Kommission für Staat und Gemeinden vom 27. März 2015,

beschliesst:

I. Das Einführungsgesetz zum Kindes- und Erwachsenenschutz-
recht vom 25. Juni 2012 wird wie folgt geändert:

Entschädigung
der Ärzte bei 
Anordnungen 
gemäss § 31 lit. b

§ 35 a. 1 Die KESB trägt die Kosten der Fachärztin oder des Fach-
arztes gemäss § 31 lit. b.

2 Der Regierungsrat legt in einer Verordnung eine Stundenpauschale
und Zuschläge für Nacht-, Wochenend- und Feiertagseinsätze fest. Weg-
kosten werden nach dem kantonalen Personalrecht entschädigt.

b. Entbindung 
vom Amts- 
und Berufs-
geheimnis

§ 35 b. Die Ärztin oder der Arzt ist im Zusammenhang mit dem
Forderungsübergang an die KESB vom Amts- und Berufsgeheimnis
entbunden.

c. Entschä-
digungspflichtige 
KESB

§ 35 c. 1 Entschädigungspflichtig ist die KESB am zivilrechtlichen
Wohnsitz der betroffenen Person.

2 Hat eine betroffene Person Wohnsitz ausserhalb des Kantons Zürich
und ist kein ausserkantonales Gemeinwesen zahlungspflichtig, ist die
KESB am Aufenthaltsort gemäss Art. 442 Abs. 2 ZGB entschädigungs-
pflichtig.

d. Forderungs-
übergang

§ 35 d. 1 Entschädigt die KESB Leistungen gestützt auf § 35 a,
geht die Forderung der Ärztin oder des Arztes auf sie über.

2 § 60 Abs. 5 Satz 2 EG KESR gilt sinngemäss.
3 Die KESB kann Dritte mit dem Forderungsbezug beauftragen.

* Die Redaktionskommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Sonja Rueff,
Zürich (Präsidentin); Nina Fehr Düsel, Zürich; Rolf Steiner, Dietikon; Sekretä-
rin: Heidi Baumann.

a. Im
Allgemeinen
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b. Einzel-
zuständigkeit

§ 45. 1 Ein Mitglied der KESB entscheidet über die
lit. a und b unverändert.
c. Genehmigung von Unterhaltsverträgen (Art. 134 Abs. 3 und Art. 287

Abs. 1 ZGB) sowie Neuregelung der elterlichen Sorge, der Obhut,
des persönlichen Verkehrs oder der Betreuungsanteile (Art. 134
Abs. 3 und Art. 298 d ZGB) bei Einigkeit der Eltern,

lit. d und e unverändert.
f. Entgegennahme der gemeinsamen Erklärung betreffend gemeinsame

elterliche Sorge (Art. 298 a Abs. 4 ZGB) und Regelung des per-
sönlichen Verkehrs und des Unterhaltes bei Einigkeit der Eltern
(Art. 273 Abs. 3 und Art. 287 Abs. 1 ZGB),

g. Regelung der Anrechnung der Erziehungsgutschriften bei gemein-
samer elterlicher Sorge geschiedener oder nicht miteinander ver-
heirateter Eltern aufgrund einer Erklärung der Eltern an das Zivil-
standsamt oder an die KESB, wenn die Eltern keine Vereinbarung
einreichen (Art. 52 fbis Abs. 3 der Verordnung vom 31. Oktober 1947
über die Alters- und Hinterlassenenversicherung),

lit. h–k unverändert.
l. Feststellung der Wirksamkeit, Auslegung und Ergänzung des Vor-

sorgeauftrags sowie Festlegung der Entschädigung und Spesen der
beauftragten Person (Art. 363, 364 und 366 ZGB),

lit. m–w unverändert.
x. Entscheide in Vermögensangelegenheiten gemäss der Verordnung

vom 4. Juli 2012 über die Vermögensverwaltung im Rahmen einer
Beistandschaft oder Vormundschaft.
Abs. 2 unverändert.

II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem fakultativen Refe-
rendum.

Zürich, 14. Dezember 2015

Im Namen der Redaktionskommission
Die Präsidentin: Die Sekretärin:
Sonja Rueff Heidi Baumann


